
Gesetz nicht vorgesehene Entscheidungsbefugnis an
maßen, wenn es die Billigkeit erfordert. Ein solches 
Verlangen steht im unbedingten Widerspruch zu der 
vom Ministerpräsidenten Otto Grotewohl auf der 
3. Parteikonferenz wiederholten Forderung, daß jede 
und auch die unbedeutendste Entscheidung eines Organs 
unserer Staatsgewalt sich auf der Grundlage absoluter 
Gesetzlichkeit zu bewegen hat. Das haben die Ver
fasser nicht beachtet. Weder der Kassationsantrag noch 
der Artikel unternimmt auch nur einen Versuch, auf
zuzeigen, daß § 9 HausratsVO den Fall des Alleineigen
tums eines Ehegatten an den Gegenständen etwa nur im 
allgemeinen, aber nicht erschöpfend regele, so daß bei 
richtiger, unseren Verhältnissen und der Moral unserer 
Werktätigen entsprechenden sinngemäßen Auffassung 
noch Raum für eine andere als die dort vorgesehene 
Möglichkeit vorhanden wäre. Das Privateigentum an 
Gegenständen ist in jedem Fall vom Gesetz auch im 
Falle einer Scheidung und auch dann, wenn bedürftige 
Kinder da sind, geschützt. Der Forderung nach einem 
unseren gesellschaftlichen Anschauungen entsprechen
den Gebrauch des Eigentums ist aber der Senat des 
Obersten' Gerichts nachgekommen, indem er dem 
Gesetz gemäß ausgesprochen hat, daß der Antragsteller 
sein Eigentum im Interesse seiner Kinder aufzugeben 
und sich mit der Abzahlung des Entgelts in Raten zu 
begnügen hat. Der Senat hat damit der Gesetzlichkeit 
entsprochen und die Rechtssicherheit gewährleistet.

Man könnte mit der Feststellung abschließen, daß 
das Urteil des Obersten Gerichts dem Gesetz entspricht. 
Die Ausführungen des Artikels münden aber in den 
Vorwurf, das Urteil ‘klebe an den Buchstaben des 
Gesetzes und sei formalistisch. Die — unter der Losung 
des Kampfes gegen Rechtsformalismus — erhobene 
Forderung nach einer dem Gesetz widersprechenden 
Rechtsprechung ist eine recht ernst zu nehmende 
Erscheinung.

Die Verfasser müssen daran erinnert werden, daß 
nach § 2 GVG der Schutz der gesetzlichen Rechte und 
Interessen der Bürger Aufgabe der Rechtsprechung ist 
und daß nach dem Staatsanwaltsschaftsgesatz die Ga
rantie der Einhaltung der Gesetze die besondere 
Funktion der Staatsanwaltschaft ist. Gerade zum 
Zwecke der Wahrung der demokratischen Gesetzlich
keit, der strikten Einhaltung der Gesetze und Ver
ordnungen in der Deutschen Demokratischen Republik 
ist der Staatsanwalt berechtigt, in jedem Zivilrechtstreit 
mitzuwirken.

Weder die Staatsanwaltschaft noch die Gerichte wer
den sich ernstlich über Formvorschriften unseres 
materiellen und prozessualen Rechts hinwegsetzen 
können, zum Beispiel über die Bestimmung, daß ein 
Grundstücksverkauf einer Beurkundung bedarf, obwohl 
eine dahingehende Unterlassung in einer Reihe von 
Einzelfällen zu unbilligen Ergebnissen führen kann, 
oder etwa über die Bestimmung, daß eine Aner
kenntniserklärung vor Gericht, auf Grund deren die 
Fällung eines Anerkenntnisurteils beantragt werden 
und ein solches Urteil ergehen soll, verlesen und ge
nehmigt werden muß. Sich hierüber hinwegzusetzen 
wäre nicht unformalistisch, sondern würde die Gesetz
lichkeit verletzen. Es gibt allerdings auch einen Forma
lismus, der bekämpft werden muß. So, wenn zugemutet 
wird, einen Zahlungsbefehl deshalb als mit einem 
Gesetzesverstoß behaftet anzusehen, weil im Mahn
gesuch nicht entsprechend der Vorschrift des § 619 ZPO 
der Beruf der Parteien angegeben war. Das positive 
Recht einschließlich der in ihm enthaltenen Form
vorschriften dürfen nicht unterschätzt und niemals 
unbeachtet gelassen werden.

Dt. HANS ROTHSCHILD,
Oberrichter am Obersten Gericht

R e c h t s p r e c h u n g
Entscheidungen 

des Obersten Gerichts 
Strafrecht

§ 1 Abs. 1 VESchG; § 74 StGB; § 277 StPO.
1. Für die Anwendung des VESchG ist es erforderlich, 

daß der Angeklagte positiv gewußt hat, daß sich sein 
Angriff gegen Volkseigentum richtete. Auch für die 
Annahme bedingten Vorsatzes ist es erforderlich, daß 
bestimmte Anhaltspunkte vorliegen, aus denen sich er
gibt, daß der Angeklagte damit gerechnet hat, es werde 
Volkseigentum angegriffen.

2. Zur Bedeutung von Einzel- und Gesamtstrafen für 
das Verbot der Straferhöhung.

OG, Urt. vom 11. Mai 1956 — 2 Ust II 23/56.

Aus den G r ü n d e n ;
Unrichtig ist jedoch die Feststellung, die von den An

geklagten begangene Hehlerei sei nicht nur in objekti
ver, sondern auch in subjektiver Hinsicht zum Teil zum 
Schaden von Volkseigentum geschehen und es müsse 
gegen die Angeklagten P. und L. auch das Gesetz zum 
Schutze des Volkseigentums angewendet werden. Die 
Anwendung dieser Bestimmung setzt voraus, daß die 
Angeklagten gewußt haben oder zumindest damit 
rechneten, daß es sich bei den von ihnen gehehlten und 
damit beiseite geschafften Wagen um volkseigene 
Sachen handelt und daß sie die Wagen dessenunge
achtet gekauft haben. Für diese Annahme ergeben sich 
jedoch weder aus dem Protokoll über die Hauptver
handlung erster Instanz noch aus dem sonstigen Akten
inhalt Anhaltspunkte. Der Verurteilte H. hat über die 
Herkunft der Wagen mit den Angeklagten nicht ge
sprochen, Merkmale, die auf Volkseigentum hin
gewiesen haben, waren an den Wagen nicht vorhanden. 
Allein die Feststellung, daß 50°/o aller sich im Verkehr 
befindlichen Wagen volkseigen sind, rechtfertigt nicht 
die Schlußfolgerung, daß die Angeklagten infolgedessen 
auch wußten oder damit rechneten, daß ein Teil der

gekauften Wagen und Einzelteile Volkseigentum 
waren. Die Angeklagten hätten demzufolge nicht wegen 
Verbrechens gegen das Gesetz zum Schutze des Volks
eigentums, sondern auch insoweit wegen Hehlerei 
gemäß § 259 StGB verurteilt werden müssen.

Bei der Festsetzung der infolge der veränderten recht
lichen Beurteilung der Handlungen der Angeklagten 
P. und L. notwendig werdenden neuen Einzelstrafe für 
die Hehlerei (§ 259 StGB) hatte das Oberste Gericht zu 
prüfen, ob die vom Bezirksgericht hierfür festgesetzten 
Einzelstrafen erhöht werden können, oder ob dem das 
Verbot der Straferhöhung (§ 277 Abs. 1 StPO) ent
gegensteht. Das Bezirksgericht hatte irrtümlich an
genommen, daß die strafbaren Hehlereien der Angeklag
ten zwei im Verhältnis von Tatmehrheit stehende 
Handlungen seien (§§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 2 Buchst, b 
VESchG und § 259 StGB). Da das Gesetz zum Schutze 
des Volkseigentums nicht angewendet werden kann, 
müssen die von den Angeklagten begangenen Hehle
reien als in FortsetzungsZusammenhang stehend be
urteilt werden. Damit verlieren aber die vom Bezirks
gericht festgesetzten Einzelstrafen ihre Bedeutung. Die 
Nachprüfung im Rechtsmittel verfahren hat nicht er
geben, daß ein Teil der vom Bezirksgericht beurteilten 
Handlungen nicht strafbar ist, sondern daß er nur nach 
anderen rechtlichen Bestimmungen beurteilt werden 
muß. Würde es bei den vom Bezirksgericht für das 
Vergehen gegen § 259 StGB festgesetzten Einzelstrafen 
von je drei Jahren Gefängnis verbleiben, so würde ein 
Teil der als strafbar festgestellten Handlungen bei der 
Bemessung der Strafe unberücksichtigt bleiben. Das 
Verbot der Straferhöhung kann sich also nur dahin 
auswirken, daß vom Rechtsmittelgericht keine höhere 
Einzelstrafe festgesetzt wird, als die beiden vom Be
zirksgericht ausgesprochenen Einzelstrafen zusammen 
ergeben würden. Hätte das Bezirksgericht aus den 
beiden Einzelstrafen eine Gesamtstrafe gebildet — was 
im vorliegenden Fall wegen des Vorliegens einer weite
ren Einzelstrafe nicht möglich war —, so wäre diese 
Gesamtstrafe die Obergrenze für die durch das Rechts
mittelgericht neu auszusprechende Strafe.
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